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Vaterschaftsabklärung nach Aberkennung der Ehelichkeit

Sachverhalt

Als Beistand von JG (geb. im März 2003) habe ich die Aufgabe erhalten und durchgezogen, die vermutete Vaterschaft des getrennt lebenden Ehemannes der Km gerichtlich aufzuheben. Ich habe nun die Aufgabe, den Kindsvater ausfindig zu machen und einen UV abzuschliessen. Die Km will mir den Namen des Kv aber nicht bekannt geben. Nach ihren Angaben bezahlt dieser jedoch regelmässig Alimente für das Kind, hat aber selber noch Familie, die %22sie nicht zerstören will%22. Auch wenn ich diese Argumentation überhaupt nicht nachvollziehen kann, muss ich sie akzeptieren.
Der Lebenspartner der Km, der mit ihr seit dem 6. Schwangerschaftsmonat zusammenlebt, will nun das Kind anerkennen.
1. Dürfen wir diese Anerkennung akzeptieren, auch wenn wir wissen, dass sie nicht der Realität entspricht?
2. Muss ich ggf. die Km auf die Herausgabe des Namens des Kv verklagen?
3. Gibt es eine Musterformulierung, die für die Verzichtserklärung der Mutter auf die Feststellung des Kindesverhältnisses und die Entlastung der Vormundschaftsbehörde verwendet werden kann?

Erwägungen

1. Falls Ihnen die Vormundschaftsbehörde in der geschilderten Situation den Auftrag erteilt hat, die Ehelichkeit anzufechten, ist etwas schief gelaufen. Denn eine Anfechtung einer Vaterschaft kann nur dann im Interesse des Kindes liegen, wenn es dadurch nicht vaterlos wird, sondern der Weg frei wird zur Herstellung des „wahren“ Kindesverhältnisses (Cyril Hegnauer, Zur Beistandschaft für das Kind im Anfechtungsprozess, Art. 256, 392 Ziff. 2 ZGB, in ZVW 1995 S. 213 ff.). Das Bundesgericht hat in jüngster Zeit dieses Prinzip (in anderem Zusammenhang, nämlich der Anfechtung einer Anerkennung) bestätigt (Bundesgerichtsentscheid 5C.130/2003 vom 14. Oktober 2003, zur Publikation vorgesehen in ZVW 2004 Heft 1).

Falls die Anfechtung der Ehelichkeit im vorliegenden Fall seitens des Ehemannes erfolgt ist und Sie das Kind als beklagte Partei vertreten haben, stellt sich die Frage natürlich anders.


2. Die Anerkennung darf nur durch den Vater erfolgen. Allerdings hat der Zivilstandsbeamte nicht zu prüfen, ob der Anerkennende das Kind gezeugt hat (C. Hegnauer, Grundriss des Kindesrechts, N 7.08). Die wissentlich unwahre Anerkennung erfüllt den Straftatbestand der Erschleichung einer falschen Beurkundung (Art. 253 StGB; BK-Hegnauer N 62 zu Art. 260 ZGB). Diese Auffassung ist in der Lehre umstritten. So hält Ingeborg Schwenzer dafür, auch die Gefälligkeitsanerkennung sei zulässig, und bezieht sich dabei namentlich auf den Vergleich mit dem ehelichen Kind, bei welchem die Vaterschaftsvermutung unter allen Umständen gilt, wenn es während der Ehe geboren wird (Basler Kommentar ZGB-Schwenzer Art. 260 N 7). Hegnauer erachtet dagegen die Gefälligkeitsanerkennung weder als rechtlich zulässig noch als im Interesse des Kindes. Im gegebenen Fall wäre deshalb anstelle der Anerkennung eine Adoption in Betracht zu ziehen, sofern sich der heute anerkennungswillige Partner der Mutter zuvor mit dieser verheiratet.

An sich stellt sich die Frage, ob eine allfällige Anerkennung zu akzeptieren sei, dem Beistand nicht, sondern dem Zivilstandsbeamten. Erfolgt die Anerkennung, müsste sie ja vom Beistand des Kindes angefochten werden, was nur dann im Interesse des Kindes wäre, wenn der biologische Vater bekannt wäre und ins Recht gefasst werden könnte (siehe Bemerkungen Ziff. 1). Andernfalls ist die (vom nicht biologischen Vater erfolgte) Anerkennung aus rechtlicher Sicht wohl zu akzeptieren, im Wissen darum, dass sie in concreto „unter einem nicht allzu guten Stern steht“.



3. Die Mutter kann nicht verklagt werden auf Herausgabe des Namens des Kindesvaters. Hier stossen wir auf prozessuale Schranken, weil es zwar für Dritte eine Mitwirkungspflicht bei der Feststellung der Vaterschaft gibt (Art. 254 Ziff. 2 ZGB), diese aber nur im Prozess gilt. Dieser Prozess kann wiederum nur eingeleitet werden, wenn der Vater bekannt ist, ein Vaterschaftsprozess gegen Unbekannt ist nicht möglich. Allein auf Art. 272 ZGB (Pflicht zu gegenseitigem Beistand, zu Rücksicht und Achtung), woraus auch die Pflicht der Mutter zur Bekanntgabe des Vaters abgeleitet wird (Hegnauer, Grundriss des Kindesrechts, N 18.04 und 27.30), lässt sich keine Leistungsklage stützen. Allerdings empfiehlt es sich, die Mutter zu einer formellen Erklärung anzuhalten, wozu die Mustersammlung zum Kindes- und Adoptionsrecht der VBK ein Modell anbietet (Nr. 123 S. 48).

Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

Lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 2. Februar 2004
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